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Kleine Anfrage 
des Abgeordneten Dr. Fritz Schumann (Kroppenstedt) und der Gruppe der 
PDS/ Linke Liste 

Berichterstattung der Treuhandanstalt über Investitionen und Arbeitsplätze 

Der Bundesrechnungshof stellt in seiner Unterrichtung an den 
Deutschen Bundestag (Drucksache 12/5650) fest: „Die Treuhand-
anstalt berücksichtigte bei den Privatisierungsverfahren Investi-
tions- und Arbeitsplatzziele häufig nicht hinreichend in vertrag-
lichen Regelungen. Die Berichterstattung der Treuhandanstalt 
über die mittels Privatisierung erzielten Investitionszusagen und 
Arbeitsplatzsicherungen unterschieden nicht deutlich genug zwi-
schen vertraglich garantierten, juristisch durchsetzbaren Zusagen 
und bloßen Erwartungen. " 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Was wurde veranlaßt, um den Forderungen des Bundesrech-
nungshofes nach einer objektiven Berichterstattung zu entspre-
chen? 

2. Wie beurteilt die Bundesregierung die Auffassung der Treu-
handanstalt gegenüber dem Bundesrechnungshof, daß die 
Treuhandanstalt in einer „moralischen Verpflichtung der Käu-
fer auf Einhalten ihrer Zusagen eine stärkere Bindung sieht als 
in vertraglichen Vereinbarungen"? 

3. Wann wird die Öffentlichkeit über die tatsächliche Höhe der 
Arbeitsplatzzusagen informiert? 

Bonn, den 1. Oktober 1993 

Dr. Fritz Schumann (Kroppenstedt) 
Dr. Gregor Gysi und Gruppe 




